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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Donnerstag/ den iv Juli iZoo. Erstes Quartal. Den 21 Messidor VIII.

V 0 llzi ehun g s-Ausschuß.

Botschaft vom 4. Juli.
Der Vollz. Ausschuß der helvetischen Re-

.publik an die gesezgebenden Räthe.

Bürger Repräsentanten!
Nebst Überwachung mehrerer Bittschriften, welche

sämtlich die Wiedereinsetzung der Zehnden und Bo.
denzinse oder eine verhältnißmäßige Entschädigung

verlangten/ anerbot sich der Vollziehungsausschuß durch
seine Botschaft an Euch/ auf Verlangen hin/ seine

Gedanken über diesen Gegenstand mitzutheilen.
Durch Euere einfache Einladung vom 2 z ten Juni

äussert Ihr den Wunsch diese Gedanken zu vernehmen;
dieser Einladung zu entsprechen, ist der Endzweck gc-
gcnwärtiger Botschaft. Wir ersuchen Euch, Bürger
Repräsentanten! unsere freymnlhige Erklärung dießfalls
mit einer dem Gegenstand angemessenen Aufmerksamkeit
anzuhören.

Bey der Gründung oder Umschassung eines Staats,
soll allemal der erste und gröste Endzweck der Macht-
Haber seyn: alle Staatseinkünfte beyzubehalten, neue

einzuführen, die Ausgaben soviel möglich einzuschrän-

ken, bis durch Zeit und Erfahrung ein allgemeines
angemessenes Finanzsystcm eingeführt werden kann; bey

uns geschah das Gegentheil; die ersten Beschäftigungen
zielten dahin, alle Staatseinkünfte zu vermindern oder

ganz zu vernichten, und hingegen wurde eine unermeß-
liche Menge Ausgaben erschaffen und dem Staat auf-
erlegt. Bey diesem Gang der Dinge mußte noth-
wendig erfolgen, was seit zwey Iahren das Hauptübel
unserer Regierung ausmacht ; nemlich der Mangel
eines festen und sichern Finanzfystems; daher die Vcr-
wirrung in den Fmanzen, daher der immerwährende
Geldmangel, daher das Nichtbezahltseyn der Beamten

und die Nachläßigkcit und Lauigkeit in Erfüllung ihrer
Pflichten, und daher die Lähmung der Regierung.

Der Vollziehungsausschuß ist überzeugt, daß der

Zeitpunkt, wo die gesezgebenden Räthe sich mit dem

Gegenstand der Abschaffung der Zehnden und Boden-
zinse beschäftigten, nicht günstig dazu war.

Ihr werdet Euch erinnern, Bürger Repräsentanten,
daß darüber mit vieler Lebhaftigkeit, sogar mit Leidem
schaft debattirt ward; eine Folge davon war das De-
kret vom 6ten Juni 1798 welches ohne einigen Haupt-
grundsatz festzusetzen, ohne Rücksicht auf die Möglich«
keit oder Unmöglichkeit der Entbehrung eines damals
wirklich verfallenen Einkommens, über die Hauptlache
selbst präjugirte, und dahin erkannte: daß für
dieß Jahr der Zehnden nicht solle gestellt werden,
sondern könne von jedem Zehndpflichtigen eingesammelt
werden, bis die Gesetze darüber entschieden haben.

Es sty uns erlaubt hier zu erklären, daß nach um
serm Ermessen über diesen Gegenstand bedächtlichcr
und planmäßiger hätte gehandelt werden und niemals
ein endlicher Entscheid erfolgen sollen, bis man über
den Hauptgrundsatz entschieden hatte: ob die Zehnden
und Bodenzinse als Staatsabgabcn oder als eine recht«

mäßige Schuld zu betrachten seyen. Im ersten Fall
wäre es eine Finanzsache gewesen, deren erster Vor«
trag nothwendig und constitutionsmäßig dem Direktor!»
zugekommen wäre; im zweyten Falle hätten vor iedem

Entscheid alle die dabey intereßirten Theile angehöret
und dann durch eine völlig unparthcyische richterliche
Behörde darüber entschieden werden sollen.

Das Gesetz vom roten November 1793 enthält zwe?
Entscheidungen:

1. Die Abschaffung der Zehnden und der Bodenzinse.
2. Die darüber festgcstzten Loskauffungspreise.
Die Folgen davon sind auch von zweyerley Axt; als :

a) In Rücksicht auf den Staat selbst.

b) In Rücksicht auf- die Partikularen, Gemeinden,
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Korporationen, Spitäler, Armenanstalten, Schulen
und geistliche» Besoldungen, alles Besitzer von
Zehnden und Bodenzinfen.

Wir enthalten uns hier, von diesen leztern zu reden,
und weisen Euch Bürger Repräsentanten, dießfalls
gänzlich an die Euch Übermächten Bittschriften, wel-
che Euch die Schilderung ihres Elends, ihre Klagen
und ihre Begehren in aller Ausgcdehntheit vorstellen;
wir find überzeugt, daß Ihr das Gründliche und
Billige davon in reiffe Berathung nehmen werdet. Nur
müssen wir hier als Bericht für Euch und als Beleg
der angebrachten Beschwerden, daß der Loskaufsprcis
nicht verhältnißmäßig sey, bemerken, daß dieser Los-

kaufspreis die Eigenthümer der Zehnden und Boden-
zinse um die Hälfte ihres Capitalwcrths beschädigt,
oder vielmehr, daß nach ziemlich genauen Berechnn»-

gen die dekrclirte Entschädigung zu dem Werthe der

ehemals bezogenen Zehnden im Verhältniß stehet wie

ii zu zwanzig oder wer ehmals 200 bezogen hatte,
ist auf 110 reduzirt. Es war nie Euer Willen, nie

in Euern Grundsätzen Bürger Repräsentanten, den

Partikular-Zchndbesitzer um die Hälfte seiner recht-
mäßig erworbenen Zehndgerechtigkeil zu br)ngen. Die
heiligste Pflicht des Herrfchers ist, jcdess bey seinem

rechtmäßigen Eigenthum zu schützen, und wir sind

versichert, daß'Ihr diesem gemäß handeln werdet. In
dem bemerkten Dekret ist der.billige Grundsatz förmlich
aufgestellt: daß die Zehndbesitzer sollen entschädiget

wtrdcn, daß die Zehndpflichligen diese Entschädniß
Ichien sollen; und dennoch ist das Resultat dem Buch-
sraden des Gesetzes ganz entgegen.

Dann, uncvachlet der Staat alle seine besessenen,

theils erkauften, theils ererbten, theils eroberten und

durch Traktaten qarantirten und abgetretenen Zehnen
dabe? îhne Entgelt» verliert, unerachtet die Parlikula-
reu von ihrer ganzen Anforderung ungefehr die Hälfte
einbüßen; so ist doch die zu beziehende Summe mit
der zu bezahlenden Loskauft summe so wenig im Ver-
hältniß, daß der Staat aus seinem Vermögen noch

die. Summe von 1; Millionen bezahlen sollte, nur
um die Entschädigungsansprüchen nach dem Gesetze

zu befriedigen.

Kann, das Euer Wille gewbscn seyn Bürger
Repräsentanten? Oder kann das der Wunsch der Na-
tson seyn? Oder: Ist die Nation in einer Lage.,, ein

solches Opfer zu bringen, nachdem sie selbst schon

ihre eigenen Ansprüche eingebüßt hat?. Oder: Ist

dieses Euern eigenen und den ewigen Grundsätzen der

Billigkeit gemäß? Oder endlich: Ist dieses der Wil-
le der Constitution?... Wir glauben, auf jede die-
ser Fragen mit Nein antworten zu können. Es
war weder Euern Wünschen, noch Euer» Aufträgen,
noch Euern Pflichten gemäß, das Staatsvermögen auf
eine so beträchtliche und unerträgliche Art zu schmälern.
Der Wunsch der Nation kann es auch nicht gewesen

seyn; denn das heutige Schweizervolk denkt wie seine

Väter, deren Wahlspruch war: Einem jeden
das Seine. Daß die Nation nicht in einer Lage
sey, ein solches Opfer zu bringen, liegt klar am
Tag; eine Schilderung hievon wäre so leicht zu ma-
chen als selbige nur dazu dienen könnte, in Euch
schmerzhafte Gefühle zu erregen. Nur sey uns erlaubt,
Euch ans die obgleich sehr verminderten, dennoch noch

allzu grossen Staatsausgabcn aufmerksam zu machen,
wo der öffentliche Beamte nicht mehr aus Ehrgefühl
oder aus Vaterlandsliebe, sondern mir für gute Be-
Zahlung dem Staate dienen will; wo die neuen Staats-,
abgaben schlecht, und auch mit Unwillen bezahlt wer-
den; wo alle Vorrathshäuscr ganz leer da stehen, wo
Spitäler und andere Armönanstalten erschöpft sind,
und nicht wissen, wo ihre Existenz hernehmen und
wo endlich noch, Bürger Repräsentanten, jene un-
glücklichen Gegenden unsers Vaterlands, die der Schau-
platz des Kriegs und der Verheerung waren, in, äus-
fersten Elend schmachten, womit soll man diese nnterstü-

zcn und womit sie dem sortdaurenden Mangel entreissen^

wenn dem Staate die ergiebigsten Quellen entzogen
sind? Und was gebot endlich die Constitution über
einen solchen Gegenstand; der yte Artikel derselben

allein beantwortet die Frage genugsam. Dieser Ar-
likel ist zwar in dem Herzen jedes ehrlichen Mannes
tief eingegraben.

Bürger Repräsentanten, Ihr habt uns unsere Ge-
danken über die Abschaffung der Zehnden und Boden,-
zinse abgefordert; aus dem bisher gesagten lassen sich

selbige leicht entwickeln. Allein wir wollen uns noch

deutlicher erklären; wir werden mit Euch, so wie
mit der ganzen Nation, nur die offene gerade Spra-
che reden; wir wollen nicht ans, politischen Gründen
oder um der sonst- so sehr gebuhlten Volksgunst willen,-
unsere Pfliel,ten und unser Gewissen v-rlctzen, oder das

Heil des Vaterlandes ans das Spiel setzen: Mögen
dann jene, so gewohnt sind, alle umcre Gedanken!

und Handlungen zu verdrehen, und uns döse Absichten,

beyzumessen, auch hier, wieder gegen uns auftreten!



lind den Beyfall des Volks auf Unkosten der Wahrheit
und unsrer suchen; unser Gewissen bleibt dabby ruhig.

Wir erklären demnach, daß das Gesetz vom 6ten

Juni 1798, zu voreilig, und keineswegs in seinen Fol-
gen berechnet war; daß das Gesetz vom loten Nov.

1798, mit sich selbst im Widerspruch stehe; indem
es einerseits den billigen Grundsatz von Entschädigung

anNihmt, und anderseits in der Entscheidung nur die

Hälfte davon zusichert, daß es ans unvollständigen

Voraussetzungen beruhe, und das Staatsvermögen in
seinen Gnmdvesten erschüttere, indem es ihm eine Ent-
schädigung vvn 1? Millionen aufladet, anstatt ihm
selber eine Entschädigung, für das, so ihm entzogen

wird, zuzusprechen; daß die Liquidation, wie selbige

durch das Decrct bestimmt ist, nicht nur äusserst schwer,

vielleicht unmöglich, sonder» mit sehr grossen Kosten

für die Nation begleitet ist.

Wir legen dieser voreiligen Abschaffung die bcstän-

dig bedrängte Lage unsers Finanzwesens, und sogar

das in seinen Bestimmungen und in seinen Resultaten
so unpassende und unzureichende Finauzsystem zur Last.

Wir übergehen hier, was der Staatskassa für ein

Nachtheil daraus entstanden ist; aber wir sagen frey-
müthig, daß die Entblössung aller Hilfsquellen der

Spittäler, Armen und Schulanstalten, nnddieMcht-
besoldung der Geistlichen, eine Folge davon war; und

für diese Gegenstände ist das Uebel noch nicht so hoch

gestiegen, als es von nun an kommen muß; denn
es fanden sich noch hm und wieder ewige nicht unbe-

trächlliche Vorräthe in den Nalionalgebäuden, welche

für diese, die Menschheit intercßirendcn Anstalten und
Classen angewendet wurden ; aber nunmehr sind selbige

ganz erschöpft, und nirgends sehen wir schleunig ge-

iiug Hülfe; mit Schaudern denken wir daran, daß
dik Armen und Kranken ohne Hülfe, die Religion
und der Unterricht ohne Unterstützung seyn, und diese

wohlthätigen Anstalten zu Grunde gehen sollten.

Wir wollen endlich nur mit einem Worte die per-

verblichen, lief in den Carakter des Volks eingreiffen-
den Folgen erwähnen, die nothwendig entstehen müß-

ten, wenn es durch Gesetze gewöhnt würde, sich frem-
des Eigenthum unentgeltlich zuzueignen.

Wir erklären hier feycrlich, daß wir weit von dein

Grundsatz entfernt sind, daß die Zehcnten und Boden-
zinse hätten als »nloskäuflich sollen beybehalien werden;
wie hätten dieses selbst für konstitntionswidrig, und

für ganz unbillig gchàn, allein wir glauben, es sey

eben so billig, daß die Loskaufungspreise dem Capt-
talwcrth angemessen seyn sollen.

Hier habt Ihr, B. Repräsentanten unsere Ge-
danken; mehr habt Ihr nicht verlangt. Wir enthalt
ten uns also gänzlich, Euch mir den geringsten Vvr^
schlag zu machen. Ihr werdet in Eurer Weisheit bc--

rathen, und i» Emer Gercchligkcitsliebe entscheide.»,

was recht und billig sey. Wir sind aber nicht'der'
Meynung, daß Ihr einen plötzlichen oder übereilten'

Entschluß nehmen sollet, weil unserm Bedanken nach,

selbiger in keinem Falle auf die gegenwärtige Enidte'
Einfluß haben kann.

Folgen die Unterschriften''

Gesezgâmg.

Seu a t, 1. I u l iü

(Fortsetzung.)

(Beschluß des glen Abschnitts der neuen Constitution.

2. Wo Entfernung der Ortschaften oder andere Hin--
dernisse im Wege stehen die Bürger eines ganzen'
Viertheils in eine einzige Urverstnnmlung zu be-

sammeln, kann ein Vicrtheil in zwey oder mehree

Urversammlimgen eingetheilt werden, doch könneip
sie niemal aus weniger als hundert Aknvbürgern'
bestehen. Das Gesetz wird die Weise und den'

verhältnißmäßigen Antheil bestimmen, welche jede'

solcher Abtheilungen an den Wahlen zu nehmen

hat.
z. Die Urversammlimgen kommen jährlich zweymas

zusammen, am ersten Montag im April, und am'
ersten Montag im May.

4.. Die Urversammlungcii vom ersten Montag im April!
wählen:

a) Fünf Wahlmänncr.
b) Sieben Vorschläge.

Die Wahlmänner können zugleich Vorschläge werderu-

5. Um als Wahlmann oder Vorschlag gewählt wer»
den zu können, muß man das Alter von dreyßig;

Iahren erreicht haben.

6. Die Urversammlimgen vom ersten Montag im May'
wählen y

a) Ihren Antheil der Richter ins Bezirksgericht!.
b) AbwechSlnngsweise dc» ueunteu Bezirkscichterc-
c) Die Friedensrichter.
d) Die Mnnizipaibcamten.

7- Die Mvcrsammlung.en treten zusammen,, zur-
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